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Die Wasserversorgung Beckum GmbH hat am 01.08.2024 eine wasserrechtliche 

Erlaubnis gemäß §§ 8, 10 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 

(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) für die Entnahme von Grundwasser aus zwei 

Brunnen beantragt. Zweck der Gewässerbenutzungen ist die Versorgung der 

angeschlossenen Abnehmer mit Trink-, Brauch- und Betriebswasser. Die 

Gewässerbenutzung wird für eine Gesamtentnahmemenge von bis zu 300.000 m³/a 

bis zur Erteilung einer Erlaubnis gemäß §§ 8 und 10 WHG beantragt. 

 

Nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist für die 

beantragte Grundwasserentnahmemenge (Anlage 1, Nr. 13.3.2 UVPG) eine 

allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Dabei ist durch eine 

überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten 

Kriterien zu untersuchen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf 

die Umwelt haben kann und damit eine Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Es wurde eine standortbezogene Vorprüfung 

des Einzelfalls für die o. g. Gewässerbenutzungen durch die Bezirksregierung Münster 

auf Grundlage der vorgelegten Unterlagen der Antragstellerin vorgenommen. 

 

Nach Prüfung wird festgestellt, dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung nicht erforderlich ist, da durch das beantragte Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die Stellungnahmen der Träger 

öffentlicher Belange zu dem geplanten Vorhaben wurden bei dieser Entscheidung 

berücksichtigt. 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. Die 
Entscheidung wird gem. § 5 Abs. 2 UVPG hiermit bekanntgegeben. 
 
Im Auftrag 
gez. Wolf-Michael Willeke-Renken 


